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Als Sachverständige eingeladene Gewerkschaftsvertreter haben in einer Anhörung des Finanzausschusses am 25.9.2023 einen

wesentlichen Punkt in einem Gesetzentwurf der Ampel-Koalition gegensätzlich beurteilt (vgl. hib – Nr. 686 vom gleichen Tag).

Dabei ging es um die Reform der Arbeitsweise der Financial Intelligence Unit (FIU), einer Bundesbehörde, und deren Rolle im

Kampf gegen Geldwäsche, Terrorfinanzierung und andere Finanzdelikte. Die Bundesregierung hat dazu den „Entwurf eines Ge-

setzes zur Stärkung der risikobasierten Arbeitsweise der Zentralstelle für Finanztransaktionsuntersuchungen“ (BT-Drs. 20/8294)

eingebracht. Eben diese risikobasierte Arbeitsweise erwies sich in der Anhörung als hochumstritten zwischen der BDZ Deut-

schen Zoll- und Finanzgewerkschaft einerseits und der Gewerkschaft der Polizei – Bezirksgruppe Zoll andererseits. „Den risikoba-

sierten Ansatz halten wir für angebracht“, erklärte Thomas Liebel, Bundesvorsitzender der Zoll- und Finanzgewerkschaft. Er ver-

wies darauf, dass nahezu alle FIUs nach diesem Ansatz arbeiteten. Angesichts der enormen Zahl von Geldwäschemeldungen

von Banken und anderen Instituten, den sogenannten Verpflichteten, sei das Arbeitsaufkommen ohne automatisierte Prozesse

nicht „zu wuppen“, erklärte er. Liebel verwies auf die allgemeine Zolltätigkeit, die ebenfalls risikobasiert arbeite. Dagegenwarnte

Frank Buckenhöfer von der Gewerkschaft der Polizei, dass der risikobasierte Ansatz dazu führen könne, dass bestimmte Delikte

nichtmehr Berücksichtigung finden könnten. „Risikobasierter Ansatz ist die Befugnis, Schwerpunkte zu setzen“, sagte Buckenhö-

fer im Lauf der Anhörung. Die FIU sei dafür nicht geeignet. Dirk Peglow, Bundesvorsitzender des Bundes Deutscher Kriminalbe-

amter, erklärte ergänzend, dass der in internationalen Empfehlungen aufgeführte risikobasierte Ansatz nicht für die FIU gelte,

sondern für die Verpflichteten. „Jede eingehendeMeldung ist von der FIU zwingend zu analysieren“, sagte er. Der Sachverständi-

ge Dennis-Kenji Kipker von der Hochschule Bremen kritisierte mangelnden Datenschutz und sagte zum Gesetzentwurf: „Der Ent-

wurf bleibt hinter verfassungsrechtlichen Vorgaben zurück.“ Mangelnden Datenschutz sieht auch der Bundesbeauftragte für

den Datenschutz und die Informationsfreiheit.

Uta Wichering,

Ressortleiterin
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Entscheidungen
EuGH: Missbräuchliche Klauseln in Verbrau-

cherverträgen (hier: an Fremdwährung ge-

bundener Hypothekendarlehensvertrag)

1. Art. 3 Abs. 1, Art. 7 Abs. 1 und Art. 8 der Richt-

linie 93/13/EWG des Rates vom 5. April 1993

über missbräuchliche Klauseln in Verbraucher-

verträgen sind dahin auszulegen, dass sie dem

nicht entgegenstehen, dass eine nicht im Einzel-

nen ausgehandelte Vertragsklausel von den be-

treffenden nationalen Behörden allein deshalb

als missbräuchlich angesehen wird, weil sie in-

haltlich der Bestimmung eines Vertragsmusters

entspricht, die in das nationale Register der für

unzulässig erklärten Bestimmungen in Allgemei-

nen Geschäftsbedingungen eingetragen ist.

2. Art. 3 Abs. 1 der Richtlinie 93/13 ist dahin aus-

zulegen, dass eine Vertragsklausel, die wegen

der in ihr vorgesehenen Bedingungen für die Er-

füllung bestimmter Verpflichtungen des betref-

fenden Verbrauchers als missbräuchlich anzuse-

hen ist, diese Missbräuchlichkeit aufgrund einer

anderen Klausel dieses Vertrags, die vorsieht,

dass der Verbraucher seine Verpflichtungen un-

ter anderen Bedingungen erfüllen kann, nicht

verlieren kann.

3. Art. 4 Abs. 2 in Verbindungmit Art. 2 Buchst. b

der Richtlinie 93/13 ist dahin auszulegen, dass

ein Gewerbetreibender verpflichtet ist, den be-

treffenden Verbraucher über die wesentlichen

Merkmale des mit ihm geschlossenen Vertrags

und die mit diesem Vertrag verbundenen Risiken

zu belehren, und zwar auch dann, wenn dieser

Verbraucher bei ihm beschäftigt ist und über ent-

sprechende Kenntnisse der Materie dieses Ver-

trags verfügt.

EuGH, Urteil vom 21.9.2023 – C-139/22
(Tenor)

Volltext:BB-ONLINE BBL2023-2241-1

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Geltendmachung des Widerspruchs-

rechts gem. § 5a Abs. 1 S. 1 VVG a. F. wider-

spricht auch bei fehlender oder fehlerhaf-

ter Widerspruchsbelehrung ausnahmsweise

Treu und Glauben

a) Der Senat hält auch unter Berücksichtigung

der neueren Rechtsprechung des Gerichtshofs

der Europäischen Union (Urteile vom 24. Februar

2022, A u. a. [Unit-Linked-Versicherungsverträ-

ge], C-143/20 und C-213/20, EU:C:2022:118 =

NJW 2022, 1513; vom 9. September 2021, Volks-

wagen Bank u. a., C-33/20, C-155/20 und C-187/

20, EU:C:2021:736 = NJW 2022, 40 [BB 2021,

2575]; vom 19. Dezember 2019, Rust-Hackner

u. a., C-355/18 bis C-357/18 und C-479/18,

EU:C:2019:1123 = NJW 2020, 667) daran fest,

dass die Geltendmachung des Widerspruchs-

rechts gemäß § 5a Abs. 1 Satz 1 VVG (hier in der

Fassung vom 21. Juli 1994) auch bei einer feh-

lenden oder fehlerhaften Widerspruchsbeleh-

rung ausnahmsweise Treu und Glauben (§ 242

BGB) widersprechen und damit unzulässig sein

kann, wenn besonders gravierende Umstände

des Einzelfalles vorliegen, die vom Tatrichter

festzustellen sind (Fortführung des Senatsurteils

vom 15. März 2023 – IV ZR 40/21, VersR 2023,

631 Rn. 21 [BB 2023, 834]).

b) Zum Einwand von Treu und Glauben ist keine

Vorlage an den Gerichtshof der Europäischen

Union geboten (Fortführung des Senatsurteils

vom 15. Februar 2023 – IV ZR 353/21, r+s 2023,

298 Rn. 27 ff. [BB 2023, 641]).

BGH, Urteil vom 19.7.2023 – IV ZR 268/21
(Amtliche Leitsätze)

Volltext:BB-ONLINE BBL2023-2241-2

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Vorliegen eines Produktfehlers (hier:

gebrochenes Keramikinlay einer Hüftendo-

prothese)

Zum Vorliegen eines Produktfehlers bei einem

gebrochenen Keramikinlay einer Hüftendopro-

these.

BGH, Urteil vom 1.8.2023 – VI ZR 82/22
(Amtlicher Leitsatz)

Volltext:BB-ONLINE BBL2023-2241-3

unterwww.betriebs-berater.de

BGH: Verstoß des Notars gegen die ledig-

lich an ihn gerichtete Verbotsnorm des § 57

Abs. 2 Nr. 1 BeurkG

1. Der Verstoß des Notars gegen die lediglich an

ihn gerichtete Verbotsnorm des § 57 Abs. 2 Nr. 1

BeurkG gebietet es nicht, die regelmäßig im

Grundgeschäft enthaltene öffentlich-rechtliche

Verwahrungsanweisung andenNotar unddie da-

von zu unterscheidende zivilrechtliche Verwah-

rungsvereinbarung zwischen den Vertragspartei-

en, die ebenfalls regelmäßig Bestandteil des

Grundgeschäfts ist, für unwirksam zu erachten.

2. a) Bei einer Abwicklung der Kaufpreiszahlung

über ein Notaranderkonto erstreckt sich das mit

der Pfändung des Kaufpreisanspruchs entstan-

dene Pfandrecht auf den Auszahlungsanspruch

des Verkäufers gegen den Notar. Der Auskeh-

rungsanspruch gegen den Notar ist im Verhält-

nis zur Kaufpreisforderung als ein Nebenrecht

im Sinne von § 401 BGB einzuordnen (Anschluss

an BGH, Beschluss vom 9. Juni 2016 – V ZB 37/

15, DNotZ 2016, 957). Für die Abtretung des
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